
 
Stadtverordnetenversammlung 

Cottbus / Chosebuz 
 

Antrag 
 

Antrags-Nr.: 
016/05 

 öffentlich  nichtöffentlich 

 
 
Antragsteller:  AUB-Fraktion Antragsdatum: 17.06.2005 
 
Beratungsfolge: Datum  Datum 

 Beigeordnetenkonferenz        Soziales, Gleichstellung,u. Rechte der Minderh.       

 Haushalt und Finanzen        Umwelt       

 Recht, Sicherheit, Ordnung u. Petitionen        Hauptausschuss 22.06.2005 

 Wirtschaft        Stadtverordnetenversammlung 29.06.2005 

 Bau und Verkehr        Ortsbeiräte/Ortsbeirat       

 Bildung, Schule, Sport u. Kultur        JHA       

 
Antragsgegenstand: 
 
 
Änderungsantrag zur Beschlußvorlage II-024/05 – Neufassung der Satzung „Cottbus-Paß“ 

 

Inhalt des Antrages: 
 
Die AUB-Fraktion beantragt in Verbindung mit der Neufassung der Satzung zum „Cottbus-Paß“ 
 

1. den „Cottbus-Paß“ in Sozialpass umzubenennen.  
 
      2.   Aus dem städtischen Haushalt soll es aufgrund der Mehrbelastung durch den wesentlich     
            größeren Anspruchskreis keine Zuschüsse mehr geben. Das würde den Haushalt entlasten und 
           den Verwaltungsaufwand verringern. Die Unternehmen sollen  
           eigenständig dem anspruchsberechtigten Personenkreis Nachlässe gewähren. 
 

3. Der Personenkreis ist auf alle ALG II-Empfänger zu erweitern, das heißt der § 2 Abs. 4 ist  
            entsprechend zu ändern.  
 
   



Begründung: 
Durch den im Vergleich zum Vorjahr deutlich höheren anspruchsberechtigten Personenkreis müssen z. 
B. für den ÖPNV statt 70.630 € ca. 347.220 €  eingesetzt werden. 
Die Leistungen müssen wegen der zur Verfügung stehenden Mittel im städtischen Haushalt für den 
anspruchsberechtigten Personenkreis gekürzt werden.  
Ermäßigungen für den anspruchsberechtigten Personenkreis sollten alle in der Satzung aufgeführten 
öffentlichen Einrichtungen der Stadt und privater Dritter gewähren einschließlich ÖPNV. 
Auch durch die Erweiterung des anspruchsberechtigten Personenkreises (siehe Punkt 3) kommt es zu 
keiner  
Mehrbelastung des städtischen Haushaltes. 
Nach dem in der vorliegenden Satzung vorgeschlagenen Modell kommt es nach Ausschöpfung des 
vorhandenen Etats zur Einstellung der finanziellen Unterstützung für die Bedürftigen. 
 

________________________________  
  Sven Pautz (Vorsitzender) 

 
  

Beschlussniederschrift: 

Gremium:  HA  StVV 

 

Beschluss-Nr.:       
 

 Sitzung am:        TOP:       

 einstimmig  mit Stimmenmehrheit Anzahl der Ja-Stimmen:     
 laut Antragsvorschlag Anzahl der Nein-Stimmen:     
 mit Veränderungen ( siehe Niederschrift ) Anzahl der Stimmenenthaltungen     

 


